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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 
Rechts- und Umweltamt 
66/30-01 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Der Wasserverband Gifhorn, Sonnenweg 1 B, 38518 Gifhorn, hat mit Antrag vom 13.01.2006 
die Änderung der Erlaubnis für die Entnahme von Grundwasser zum Zwecke der 
Trinkwasserversorgung in den Gemarkungen Wittingen und Eutzen beantragt. 
 
Das Vorhaben – Entnahme von Grundwasser – ist unter Nr. 3 b der Anlage 1 des 
Niedersächsischen Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG) genannt und 
in Spalte 2 mit einem „A“ versehen. Damit ist gem. § 3 (1) des NUVPG i. V. m. Anlage 1 eine 
allgemeine Vorprüfung für das Vorhaben erforderlich. Die Vorprüfung der 
entscheidungserheblichen Daten und Unterlagen für das Vorhaben – Entnahme von 
Grundwasser – hat zu dem Ergebnis geführt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist. 
 
Gem. § 4 NUVPG wird dieses Ergebnis hiermit bekannt gemacht. 
 
B. BEKANNTMACHUNGEN DER STÄDTE, GEMEINDEN UND SAMTGEMEINDEN 
 

Bekanntmachung 
 
Der Rat der Stadt Gifhorn hat in seiner Sitzung am 27.03.2006 folgende Bebauungspläne als 
Satzung beschlossen: 
 
• Bebauungsplan Nr. 92/02 „Celler Straße – Am Weinberg“ 
• Bebauungsplan Nr. 13 „Hesegarten Nord“ mit örtlicher Bauvorschrift,  

Ortschaft Kästorf 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) werden die o. g. Bebauungspläne 
bekannt gemacht. Die Bebauungspläne mit der entsprechenden Begründung können 
während der Sprechzeiten der Verwaltung im Rathaus der Stadt Gifhorn, Marktplatz 1, 
Zimmer 201, von jedermann eingesehen werden.  
 
Die nachfolgenden Formvorschriften gelten für beide Satzungen.  
 
Die Lage und der Geltungsbereich der jeweiligen Bebauungspläne ergeben sich aus den 
zugehörigen Übersichtsplänen.1 
 
Gifhorn, 13. April 2006 
 
Birth 
Bürgermeister 
 

                                                 
1 abgedruckt auf Seite 185 bis Seite 186 dieses Amtsblattes 
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Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (zuletzt geändert am 24.06.2004, BGBl. I S. 1359) eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des Baugesetzbuches für die 
Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1.) entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht 
zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich 
und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2.) die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, 

§ 4 Abs. 2, §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 
sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei 
Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger 
öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch 
unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder 
einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, gefehlt haben, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, 
dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3.) die Vorschriften über die Begründung der Satzung sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2 a, 

3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder 
ihrer Entwürfe unvollständig sind; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung 
hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4.) ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (zuletzt geändert am 24.06.2004, BGBl. I S. 1359) für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 bis 4 
unbeachtlich ist, wenn 
 
1.) die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 

Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2.) § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3.) der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
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4.) im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist.  

 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (zuletzt geändert am 24.06.2004, BGBl. I S. 1359) für die 
Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan maßgebend ist. 
Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (zuletzt geändert am 24.06.2004, BGBl. I S. 1359) die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung unbeachtlich 
sind, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind.  
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-Kraft-
Tretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
(BauGB) bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzung; Änderung oder Aufhebung einer 
zulässigen Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch nach § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 erlischt nach Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 

Stadt Gifhorn 
 
Birth       (L. S.) 
Bürgermeister 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 

Der Rat der Stadt Wittingen hat in seiner Sitzung am 14.03.2006 die 
 

Einbeziehungssatzung „Kranichstraße“, Ortschaft Radenbeck, 
 

sowie die dazugehörige Begründung einschließlich der örtlichen Bauvorschrift über die 
Gestaltung von baulichen Anlagen gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung 
beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird die Satzung bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlage mit örtlicher Bauvorschrift über die Gestaltung von baulichen Anlagen und 
Begründung liegen während der Sprechzeiten der Verwaltung der Stadt Wittingen im 
Rathaus, Bahnhofstraße 35, Bau- und Umweltamt, Zimmer 205, zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der Geltungsbereich der Satzung ergeben sich aus der anliegenden 
Übersichtskarte. 2 
 

                                                 
2
 abgedruckt auf Seite 187 dieses Amtsblattes 
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Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften des Baugesetzbuches für die Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem 
Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1. die Vorschriften über die Beteiligung der Bürger und der Träger öffentlicher Belange 

nach § 3 Abs. 2 und 3, §§ 4, 4 a, 13, 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 5 Satz 1 und § 35 
Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne berührte Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt oder bei der 
Anwendung des § 3 Abs. 3 Satz 3 oder § 13 die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

 
2. die Vorschriften über die Begründung und die Satzung sowie ihrer Entwürfe nach § 3 

Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihrer 
Entwürfe unvollständig ist; 

 
3. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 die Begründung in den für die Abwägung 
wesentlichen Beziehungen unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) für die Rechtswirksamkeit der 
Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis der Satzung zum 
Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 und 4 unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung einer selbstständigen Satzung (§ 8 Abs. 2 

Satz 2) oder an die in §  8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
einer vorzeitigen Satzung nicht richtig beurteilt worden sind; 

 

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns der Satzung aus dem 
Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 

3. die Satzung aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
einschließlich des § 6 sich nach Bekanntmachung der Satzung herausstellt; 

 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

 

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) für die Abwägung die Sach- und 
Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bauleitplan maßgebend ist. Mängel 
im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 und 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung und Behebung von Fehlern unbeachtlich 
sind, wenn sie nicht in Fällen der Nr. 1 innerhalb eines Jahres, in Fällen der Nr. 2 innerhalb 
von sieben Jahren seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen.  
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 a Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) Mängel der Satzung, die nicht nach den 
§§ 214 und 215 unbeachtlich sind und die durch ein ergänzendes Verfahren behoben 
werden können, nicht zur Nichtigkeit führen. Bis zur Behebung der Mängel entfaltet die 
Satzung keine Rechtswirkung. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 a Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) bei Verletzung der in § 214 Abs. 1 
bezeichneten Vorschriften oder sonstigen Verfahrens- oder Formfehlern nach Landesrecht 
die Satzung auch mit Rückwirkung erneut in Kraft gesetzt werden kann. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigungen verlangen, wenn aufgrund des In-
Kraft-Tretens dieser Satzung für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzung; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Die Satzung wird mit dieser Bekanntmachung rechtsverbindlich. 
 

Wittingen, 12.04.2006 
 

Stadt Wittingen 
 
Ridder 
Bürgermeister 
 

Verordnung 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in der 

Gemeinde Sassenburg, Landkreis Gifhorn, Niedersachsen 
 

Aufgrund der §§ 1 und 55 Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) vom 19.01.2005 (Nds. GVBl. S. 9) in Verbindung mit 
den §§ 6, 40 Abs. 1 Nr. 4 und § 72 Abs. 2 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) 
vom 22.08.1996, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.04.2005 (Nds. GVBl. 
S. 110), hat der Rat der Gemeinde Sassenburg in seiner Sitzung am 07.03.2006 folgende 
Verordnung beschlossen: 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Verordnung gilt im Gebiet der Gemeinde Sassenburg.  
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§ 2 Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Verordnung sind: 
 
1. Öffentliche Verkehrsflächen: 

 Alle Straßen, Fahrbahnen, Wege, Plätze, Markt- und Parkplätze, Brücken, Durchfahrten, 
Durchgänge, Tunnel, Über- und Unterführungen, Geh- und Radwege, Treppen, 
Hauszugangswege und -durchgänge, Rinnsteine (Gossen), Regenwassereinläufe, 
Dämme, Böschungen, Stützmauern, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
Verkehrsinseln oder sonstige Flächen, ohne Rücksicht auf ihren Ausbauzustand, soweit 
sie für den öffentlichen Verkehr benutzt werden. 

 Satz 1 gilt auch, wenn sie in Anlagen liegen oder im Privateigentum stehen.  
 

2. Öffentliche Anlagen: 
 Alle der Öffentlichkeit zur Verfügung stehenden oder allgemein zugänglichen Gärten, 

Park- und Grünanlagen, Grillplätze, Erholungsanlagen, Gewässer und Uferanlagen, 
Rückhaltebecken, Badeanlagen, Friedhöfe, Schulhöfe, Kinderspiel-, Bolz- und 
Sportplätze, Denkmäler und Gedenkplätze. 

 Satz 1 gilt auch, wenn sie im Privateigentum stehen. 
 
§ 3 Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen 
 
(1) Jeder hat sich auf öffentlichen Verkehrsflächen und Anlagen so zu verhalten, dass 

andere Personen nicht gefährdet oder belästigt werden oder die zulässige Benutzung 
beeinträchtigt oder behindert wird.  

 
(2) Insbesondere ist es nicht gestattet: 
 

 a) Verkehrszeichen und -einrichtungen, Hinweiszeichen, Fernmelde- und Löschanlagen, 
 Hydranten, Feuermelder sowie sonstige Einrichtungen und Zeichen für öffentliche 
 Zwecke zu entfernen, zu verdecken oder sonst in ihrer Sicherheit und Funktion zu 
 beeinträchtigen oder missbräuchlich zu benutzen, 

 
 b) auf den öffentlichen Verkehrsflächen und Anlagen zu übernachten oder zu zelten. 
 
 c) Auf den öffentlichen Verkehrsflächen und Anlagen ist das Reinigen und Waschen von 

 Fahrzeugen aller Art nicht gestattet. 
 
 d) in den öffentlichen Anlagen mit Fahrrädern oder motorbetriebenen Fahrzeugen zu 

 fahren oder mit Pferden zu reiten, es sei denn, die Wege sind durch entsprechende 
 Beschilderung dazu freigegeben. Hiervon ausgenommen sind Kinderfahrräder mit 
 einer Radgröße bis einschließlich 20 Zoll und elektrische Krankenfahrstühle. 

 
 e) in den öffentlichen Anlagen Handel mit Gegenständen jeglicher Art zu betreiben 

 und/oder Werbemaßnahmen durchzuführen. 
 
§ 4 Sicherheit auf den öffentlichen Verkehrsflächen 
 
(1) Über die Grundstücksgrenze hinausragende Äste und Zweige von Bäumen, Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen sind über den Gehwegen bis zu einer Höhe von 2,50 m 
und über den Fahrbahnen, Parkspuren, Radwegen und kombinierten Geh-/Radwegen 
bis zu einer Höhe von 4,50 m zu beseitigen. Hecken, Sträucher und sonstige 
Bepflanzungen müssen, auch auf den privaten Grundstücken, stets soweit zurück-
geschnitten werden, dass sie nicht die Sicht auf Verkehrszeichen, Hinweisschilder, 
Hausnummern oder Straßenbeleuchtungskörper verdecken.  
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(2) Hecken, Sträucher, Zäune und Gartenanlagen an Straßeneinmündungen und 
Kreuzungen dürfen höchstens 0,80 m hoch gehalten werden. Die Länge des so 
geschaffenen Sichtdreiecks muss nach beiden Seiten vom Schnittpunkt der 
Grundstücksgrenzen an mindestens 5,00 m betragen. Das Sichtdreieck muss von 
sichtbehinderndem Bewuchs und Bauwerken frei bleiben, soweit nicht andere 
Festsetzungen durch einen geltenden Bebauungsplan getroffen sind. 

 
(3) Stacheldraht, scharfkantige oder spitze Gegenstände dürfen an öffentlichen 

Verkehrsflächen und Anlagen nicht so verbaut werden, dass diese Personen oder Tiere 
gefährden und/oder verletzen oder Sachen beschädigt werden können. 

 
(4) Eiszapfen an Gebäudeteilen, Schneeüberhänge und auf Dächern liegende 

Schneemassen, die eine Gefahr für Personen und Sachen bilden können, sind durch 
und zu Lasten der Grundstückseigentümerinnen/Grundstückseigentümer oder durch 
sonstige Beauftragte zu entfernen.  

 
(5) Bei Tätigkeiten an Gebäuden oder anderen Sachen, die Gefahren für 

Verkehrsteilnehmer auf Straßen und Gehwegen verursachen, sind entsprechende 
Sicherheitsvorkehrungen durch und zu Lasten des Verursachenden zu treffen.  

 
(6) Es ist verboten, Hydranten zu verdecken und Schachtdeckel, Einläufe und Abdeckungen 

von Versorgungsleitungen und Kanälen in Straßen und Anlagen zu verstopfen, zu 
verunreinigen oder unbefugt zu öffnen.  

 
§ 5 Spielplätze 
 
Zum Schutze der Kinder und Jugendlichen ist es auf Kinderspiel- und Bolzplätzen verboten: 
 
 a) gefährliche Gegenstände oder Stoffe mitzubringen, 
 
 b) Glas jeglicher Art, Metalle oder Dosen zu zerschlagen, wegzuwerfen oder 

 einzugraben, 
 
 c) mit Motorfahrzeugen aller Art oder Fahrrädern zu fahren. Hiervon ausgenommen sind 

 Kinderfahrräder mit einer Radgröße bis einschließlich 20 Zoll und elektrische 
 Krankenfahrstühle. 

 
§ 6 Sauberkeit 
 
Es ist verboten, die öffentlichen Verkehrsflächen und die öffentlichen Anlagen zu 
verunreinigen, insbesondere dürfen Papier, Obstreste oder andere Abfälle nicht auf die 
Straßen und Grünanlagen geworfen werden. 
 
§ 7 Anschlagwesen 
 
Das unbefugte Plakatieren, Bekleben, Bemalen und Beschmieren von Gebäuden, 
Denkmälern, Mauern, Einfriedungen, Toren, Straßen, Brücken, Bänken, Verteilerschränken, 
Brunnen, Bäumen, Leitungsmasten, Laternen, Papierkörben, Abfall- und Wertstoffbehältern, 
Fahrgastwartehallen, Blumenkästen, Verkehrs- und Hinweisschildern und Spielgeräten 
sowie Hinweistafeln des öffentlichen Nahverkehrs und dergleichen ist verboten.  
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§ 8 Wahrung der Nacht- und Mittagsruhe 
 
(1) Über die Regelungen des § 117 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) und 

das Niedersächsische Feiertagsgesetz in Verbindung mit dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz hinaus, sind an Werktagen in der Zeit von 13.00 bis 15.00 Uhr 
und von 20.00 bis 7.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen Tätigkeiten verboten, die die 
Gesundheit Unbeteiligter stören. Hierzu zählen Arbeiten, die mit erheblicher 
Geräuschentwicklung verbunden sind, wie insbesondere 

 
 a) das Reinigen von Teppichen, Matratzen, Polstermöbeln oder Fahrzeugen durch 

 Saugen und Ausklopfen, 
 

b) das Einwerfen von Wertstoffen in dafür vorgesehene Behälter und das Hämmern, 
 Sägen, Bohren o. ä. handwerkliche Tätigkeiten. 

 
(2) Rasenmäher und andere Gartengeräte (siehe „Geräte- und Maschinenlärmschutz-

verordnung (32. BImSchV)) dürfen an Werktagen in der Zeit von 13.00 bis 15.00 Uhr 
und von 20.00 bis 7.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen nicht betrieben werden. 

 
(3) Ausgenommen von den Regelungen des § 8 Abs. 1 sind unaufschiebbare 

geräuschintensive Arbeiten, die zur Beseitigung einer Notfallsituation erforderlich sind. 
Die in Abs. 1 und Abs. 2 aufgeführten Einschränkungen gelten nicht für Arbeiten, die im 
öffentlichen Interesse durchgeführt werden.  

 
§ 9 Tierhaltung 
 
(1) Haustiere und andere Tiere müssen so gehalten werden, dass Dritte nicht belästigt 

werden. 
 
(2) Hundehalterinnen und Hundehalter und die mit der Führung oder Beaufsichtigung von 

Hunden beauftragten Personen sind verpflichtet zu verhüten, dass ihr Tier 
 

a) außerhalb des befriedeten Eigentums oder Besitzes unbeaufsichtigt umherläuft, 
 

b) Personen oder Tiere belästigt, gefährdend anspringt oder anfällt, 
 

c) die öffentlichen Verkehrsflächen und Anlagen mit Kot verunreinigt oder beschädigt. 
 

 Nach der Verunreinigung durch Kot ist der Hundehalter bzw. die Hundehalterin oder die 
mit der Führung oder Beaufsichtigung beauftragte Person unverzüglich zur Säuberung 
verpflichtet. Diese Reinigungspflicht geht der des Anliegers vor. 

 
(3) Bissige Hunde müssen auf öffentlichen Verkehrsflächen und Anlagen sowie allen 

anderen öffentlich zugänglichen Orten stets an der Leine geführt werden und einen 
Maulkorb tragen, der das Beißen sicher verhindert. 

 
(4) In den Wäldern und Gehölzen (Baumgruppen und Hecken) sowie zusätzlich in einem 

jeweils 50 m breiten Schutzstreifen um die Waldgebiete, Gehölze und beiderseits von 
Hecken und Gewässern in den Gemarkungen der Gemeinde Sassenburg sind Hunde 
jeweils in der Zeit vom 1. Dezember bis 15. Juli des folgenden Jahres an der Leine zu 
führen, soweit sie nicht zur berechtigten Jagdausübung verwendet werden.  
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§ 10 Offene Feuer im Freien 
 
(1) Das Anlegen und Unterhalten von Oster- und anderen offenen Feuern im Freien ist 

verboten. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung durch die Gemeinde. Diese 
Genehmigung ersetzt nicht die Zustimmung der Verfügungsberechtigten des 
Grundstücks, auf dem das Feuer abgebrannt werden soll. 

 
Offene Feuer, die durch andere gesetzliche Reglungen verboten oder gestattet sind, 
bleiben von dieser Regelung ausgenommen. 

 
(2) Jedes zugelassene Feuer im Freien ist dauernd durch mindestens eine erwachsene 

Person zu beaufsichtigen. Vor Entzündung des Feuers muss sichergestellt sein, dass 
sich keine Menschen oder Tiere im errichteten Brennmaterial aufhalten. Bevor die 
Feuerstelle verlassen wird, ist diese sorgfältig abzulöschen. Die Verantwortlichen haben 
sich von der vollständigen Löschung aller möglichen Entzündungsquellen zu 
überzeugen.  

 
§ 11 Hausnummern 
 
(1) Jede Eigentümerin bzw. jeder Eigentümer eines Grundstücks ist verpflichtet, ihr/sein 

Grundstück mit der von der Gemeinde zugewiesenen Hausnummer zu versehen. 
 
(2) Die Hausnummern müssen sich deutlich vom Hintergrund abheben. Es sind beschriftete 

Schilder, erhabene Ziffern oder Hausnummernleuchten zu verwenden. Die 
Nummernschilder müssen mindestens 10 x 10 cm groß und die Ziffern mindestens 7 cm 
hoch sein. 

 
(3) Die Hausnummer ist an der Straßenseite des Hauptgebäudes über oder unmittelbar 

neben dem Hauseingang (Haupteingang) deutlich sichtbar in der Höhe von 2,00 - 
2,50 m anzubringen und darf nicht durch Bewuchs oder Vorbauten verdeckt sein. 

 
(4) Befindet sich der Hauseingang an der Seite oder an der Rückseite des Gebäudes, so 

muss die Hausnummer an der Vorderseite des Gebäudes, und zwar unmittelbar an der 
dem Hauseingang nächstliegenden Ecke des Gebäudes angebracht werden. Liegt das 
Hauptgebäude mehr als 10 m hinter der Grundstücksgrenze und ist das Gebäude durch 
eine Einfriedung von der Straße abgeschlossen, so ist die Hausnummer auch am 
Grundstückseingang anzubringen.  

 
(5) Wird eine andere Hausnummer zugeteilt, ist das alte Hausnummerschild für ein Jahr 

neben dem neuen Schild zu belassen. Die alte Hausnummer ist so durchzustreichen, 
dass die Ziffer lesbar bleibt. Nach Ablauf von einem Jahr ist das alte Nummernschild zu 
entfernen.  

 
§ 12 Duldung der Anbringung von öffentlichen Schildern auf privaten Grundstücken 
 
Der/Die Grundstückseigentümer oder sonstigen Verfügungsberechtigten haben zu dulden, 
dass auf oder an ihrem Grundstück Einrichtungen und Zeichen für öffentliche Zwecke, 
insbesondere der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, angebracht, verändert, ausgebessert 
oder ersetzt werden, soweit dieses zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung erforderlich ist.  
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§ 13 Ausnahmen 
 
Die Gemeinde kann von den Vorschriften dieser Verordnung in begründeten Fällen 
Ausnahmen zulassen. Die Ausnahmegenehmigung ist schriftlich zu erteilen. Sie ersetzt nicht 
sonstige erforderliche Erlaubnisse oder Genehmigungen nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften.  
 
§ 14 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig nach § 59 Nds. SOG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 

Geboten und Verboten der §§ 3 bis 12 dieser Verordnung zuwiderhandelt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 
 
§ 15 Geltungsdauer 
 
Diese Verordnung tritt 20 Jahre nach ihrem In-Kraft-Treten außer Kraft, soweit sie nicht 
vorher durch eine andere Verordnung ersetzt wird. 
 
§ 16 In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis 
Gifhorn in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft 
 
1. die Verordnung über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in der Gemeinde Sassenburg 

vom 25.09.1989, 
 
2. die Verordnung über den Leinenzwang für Hunde in der Gemeinde Sassenburg vom 

12.06.1986. 
 
Sassenburg, 07.03.2006 
 
Stein 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

2. Änderungssatzung 
der Friedhofssatzung der Samtgemeinde Boldecker Land 

 
Aufgrund der §§ 6, 8, 40 und 72 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) vom 
22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Samtgemeinde Boldecker Land in seiner Sitzung am 30.03.2006 folgende 
Änderungssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Friedhofssatzung der Samtgemeinde Boldecker Land vom 25.03.2004, zuletzt geändert 
durch die 1. Änderungssatzung vom 17.03.2005, wird wie folgt geändert: 
 
a) In § 2 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
    Alle Friedhöfe gelten als eine Einrichtung im Sinne von § 5 NKAG. 
 
    Die bisherigen Sätze 2 – 4 werden die Sätze 3 – 5.  
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b) § 9 erhält folgende Fassung: 
Ruhefrist 

 
Die Ruhezeit für Leichen, Fehlgeborene, Ungeborene und Aschen beträgt 20 Jahre. 
 
c) In § 18 Abs. 1 Satz 1 wird die Bezeichnung „25“ durch „20“ ersetzt. 
 
d) In § 19 Abs. 4 Satz 1 wird die Bezeichnung „25“ durch „20“ ersetzt. 
 

§ 2 
 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.05.2006 in Kraft. 
 
Weyhausen, den 30.03.2006 
 
Leusmann     (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 

3. Änderungssatzung  
der Gebührensatzung für die  

kommunalen Friedhöfe im Bereich  
der Samtgemeinde Boldecker Land 

 
Aufgrund der §§ 6, 8, 40 und 72 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) vom 
22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Samtgemeinde Boldecker Land in seiner Sitzung am 30.03.2006 folgende 
Änderungssatzung beschlossen: 

§ 1 
 

Die Gebührensatzung für die kommunalen Friedhöfe im Bereich der Samtgemeinde 
Boldecker Land vom 29.06.1998, zuletzt geändert durch die 2. Änderungssatzung vom 
16.12.2003, wird wie folgt geändert: 
 
a) § 2 erhält folgende Fassung: 
 

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist, wer 
 
- die Bestattung/Beisetzung/sonstige gebührenpflichtige Leistungen nach dieser Satzung 

beantragt hat, 
 
-  die Bestattung/Beisetzung/sonstige gebührenpflichtige Leistungen nach dieser Satzung 

durch ihm zurechenbares eigenes Verhalten (mit) ausgelöst hat oder 
 
- das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat.  
 
(2) Wird der Antrag von mehreren Personen oder im Auftrag mehrerer Personen gestellt, so 
haftet jeder Einzelne als Gesamtschuldner. 
 



ABL Nr. 5/2006 

152 

b) § 3 erhält folgende Fassung: 
 

Entstehen der Gebührenpflicht, Fälligkeit und Beitreibung 
 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Inanspruchnahme des Friedhofs, seiner 
Einrichtungen oder der sonstigen Leistungen. Der Gebührenpflichtige erhält einen 
Gebührenbescheid. Die Fälligkeit ergibt sich aus dem Gebührenbescheid. 

 
(2) Bei Wahlgräbern und Urnengräbern sind die fälligen Gebühren für die Verlängerung bei 
Belegung nach einem weiteren Sterbefall zu zahlen. Hierbei ist die 20jährige Ruhefrist 
zugrunde zu legen.  
 
(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.05.2006 in Kraft. 
 
Weyhausen, den 30.03.2006 
 
 
Leusmann     (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 

Satzung 
der Samtgemeinde Boldecker Land 

über die Festlegung von Schulbezirken 
 
Aufgrund der §§ 6, 8 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung und des § 63 Abs. 2 
des Niedersächsischen Schulgesetzes, jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, hat der 
Samtgemeinderat in seiner Sitzung am 30.03.2006 folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Schulbezirke für die Grundschulen 
 
(1) Für die Grundschule Jembke werden die Gebiete der Gemeinden Barwedel, 

Bokensdorf und Jembke als Schulbezirk festgelegt. 
(2) Für die Grundschule Osloß – Mühlenbergschule – wird das Gebiet der Gemeinde 

Osloß als Schulbezirk festgelegt. 
(3) Für die Grundschule Weyhausen werden die Gebiete der Gemeinden Tappenbeck 

und Weyhausen als Schulbezirk festgelegt. 
 
§ 2  Übergangsvorschrift für die Gemeinde Bokensdorf 
 
Für Schülerinnen und Schüler mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in der Gemeinde 
Bokensdorf, die vor dem 1. August 2006 erstmals schulpflichtig geworden sind, gilt § 1 dieser 
Satzung mit der Maßgabe, dass als Schulbezirk der Grundschule Weyhausen die Gebiete 
der Gemeinden Bokensdorf, Tappenbeck und Weyhausen festgelegt werden. 
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§ 3 Schulbezirk der Hauptschule Weyhausen 
 
Für die Hauptschule Weyhausen wird das Gebiet der Samtgemeinde Boldecker Land als 
Schulbezirk festgelegt. 
 
§ 4 Schulbezirk der Realschule Weyhausen 
 
Für die Realschule Weyhausen wird das Gebiet der Samtgemeinde Boldecker Land sowie 
die Gebiete der Ortschaften Grußendorf und Stüde der Gemeinde Sassenburg als 
Schulbezirk festgelegt. 
 
§ 5 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am 1. August 2006 in Kraft. Zugleich tritt die Satzung der Samtgemeinde 
Boldecker Land über die Festlegung von Schulbezirken vom 6. Mai 2004 außer Kraft. 
 
Weyhausen, den 30.03.2006  
 
Leusmann     (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Weyhausen in der Sitzung am 27.02.2006 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2006 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   1.813.800 € 
    in der Ausgabe auf   2.146.600 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf        72.500 € 
    in der Ausgabe auf        72.500 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
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§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 500.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2006 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  350 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     350 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        350 v. H. 
 
Weyhausen, den 27.02.2006 
 
Ranta      (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
24.04.2006 – AZ: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 02.05. bis einschl. 10.05.2006 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Weyhausen, 27.04.2006 
 
Ranta 
Bürgermeister 
 

V e r o r d n u n g 
 
über die Öffnungszeiten der Verkaufsstellen im Flecken Brome anlässlich des 
Burgfestes am 19. und 20. August 2006 
 
Aufgrund § 14 Abs. 1 u. 2 des Gesetzes über den Ladenschluss (LadSchlG) vom 28.11.1956 
(BGBl. I S. 875) in Verbindung mit der Verordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten 
des Arbeitsschutz-, Immissionsschutz-, Sprengstoff-, Gentechnik- und Strahlenschutzrechts 
sowie in anderen Rechtsgebieten (ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz) vom 18.11.2004 (Nds. 
GVBl. S. 464) und § 40 Abs. 1 Nr. 4 und § 71 Abs. 2 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. 
S. 382) in den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Samtgemeinde Brome in seiner 
Sitzung am 23.03.2006 folgende Rechtsverordnung beschlossen: 
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§ 1 
 
Aus Anlass des Burgfestes in Brome dürfen die Verkaufsstellen im Flecken Brome am 19. 
August 2006 und am 20. August 2006 innerhalb des Bereiches: Hauptstraße, 
Bahnhofstraße, Braunschweiger Straße, Mühlenstraße, Nordstraße und Am Ohresee 
abweichend von § 3 Abs. 1 Ziff. 1 LadSchlG in der Zeit von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr für den 
geschäftlichen Verkehr geöffnet sein. 
 

§ 2 
 
§ 17 LadSchlG sowie die Vorschriften des Niedersächsischen Feiertagsgesetzes, die 
Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes, des Manteltarifvertrages im Einzelhandel, des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes sind zu beachten und 
einzuhalten.  
 
Auf die Ordnungswidrigkeitentatbestände gemäß § 24 LadSchlG und die Straftatbestände 
gemäß § 25 LadSchlG wird hingewiesen. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis 
Gifhorn in Kraft und am 21. August 2006, 0:00 Uhr, außer Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Verordnung vom 28.04.2005 über die Öffnungszeiten der Verkaufsstellen im Flecken Brome 
anlässlich des Burgfestes außer Kraft. 
 
Brome, 23.03.2006 
 
Bammel  
Samtgemeindebürgermeister 
 

S a t z u n g 
über die Erhebung von Gebühren für die Friedhöfe der Samtgemeinde Brome 

 
Aufgrund der §§ 6, 8, 40 und 72 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) sowie der 
§§ 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der zurzeit 
gültigen Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Brome in seiner Sitzung am 23.03.2006 
folgende Satzung beschlossen: 
 

 
§ 1  

Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe der Samtgemeinde Brome, für die Benutzung 
der für die Beisetzung bestimmten Einrichtungen, für die Zustimmung zur Errichtung von 
Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen sowie für sonstige Leistungen werden nach 
Maßgabe dieser Satzung Gebühren erhoben. 
 

§ 2 
 

  Die Gebühren betragen für:  

A  Grabnutzung  

1. Reihengrab  

1. 1 Einzelgrabstelle/Erdbestattung 
Verstorbene nach dem 10. Lebensjahr für 
30 Jahre 492,06 € 
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1. 2 Einzelgrabstelle/Erdbestattung 
Verstorbene vor dem 10. Lebensjahr für 
20 Jahre 

250,20 € 

2. Wahlgrab für 30 Jahre  

2. 1 Wahlgrabstelle Erdbestattung 
zweifachbreit 1.172,60 € 

2. 2 je weitere Wahlgrabstelle Erdbestattung 
einfachbreit 

586,30 € 

3. Urnengräber für 30 Jahre  

3. 1 Urnenreihengrabstelle 
einbettig 308,58 € 

3. 2 Urnenwahlgrabstelle 
zweibettig 

475,38 € 

3. 3 Anonyme Reihengrabstätte 
Urnenbestattung für 1 Urne 469,54 € 

3. 4 Urnengrabstätte mit einheitlichem 
Denkmal mit Fertigung, Beschriftung und 
Anbringung einer Schriftplatte 619,54 € 

3. 5 Urne auf vorhandenem Erdgrab 125,10 € 

B Verlängerung der Grabnutzung  

 Jeweilige jährliche Gebühr für den Erwerb der unter A 
genannten Grabstätten entsprechend der Anzahl der 
Jahre der Verlängerung. Die Bestimmungen der 
Friedhofssatzung der Samtgemeinde Brome gelten 
entsprechend. 

 

C Benutzung von Einrichtungen  

1. 1 Benutzung der Leichenhalle 205,96 € 

1. 2 Benutzung der Friedhofskapelle 480,58 € 

D Sonstiges  

1. 1 Verwaltungsgebühren für die Zustimmung 
zur Errichtung von Grabmalen 33,00 € 

1. 2 Verwaltungsgebühren für die 
Genehmigung zum Aus- und Umbetten 66,00 € 

1. 3 Zusätzliche Büroarbeiten je angefangene 
halbe Arbeitsstunde 25,00 € 

1. 4 Zusätzliche Außenarbeiten je 
angefangene halbe Arbeitsstunde 25,00 € 
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E Ausnahmeregelung Friedhöfe Benitz, Tülau und Voitze 

 Für einige Familiengrabstätten besteht auf den Friedhöfen Benitz, Tülau und Voitze ein 
"Höferecht". Es sind Grabstätten mit teilweise 15 und mehr Reihengräbern. 
Bei Beerdigung einer allein stehenden Person ist die Gebühr entsprechend A 1.1 oder 
A 1.2, bei verheirateten Personen entsprechend A 2.1, bei verwitweten Personen 
entsprechend B zu berechnen. 

 
§ 3  

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist 
1. wer die Bestattung, Beisetzung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser 

Satzung beantragt hat, 
2. wer die Bestattung, Beisetzung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser 

Satzung durch ihm zurechenbares eigenes Verhalten ausgelöst hat, 
3. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat. 
(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 4  
(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits bei Begründung des 
Nutzungsrechts für die gesamte Nutzungszeit bzw. bereits bei Verlängerung des 
Nutzungsrechts für den Zeitraum der gesamten Verlängerung. 
(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der 
Inanspruchnahme der jeweiligen gebührenpflichtigen Teilleistung der öffentlichen Einrichtung 
Friedhof.  
(3) Der Gebührenpflichtige erhält einen Gebührenbescheid. 
(4) Die Fälligkeit ergibt sich aus dem Gebührenbescheid. 
(5) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 
 

§ 5  
(1) Der Samtgemeindebürgermeister wird ermächtigt, auf Antrag in besonders begründeten 
Ausnahmefällen die Gebühren zu ermäßigen oder zu erlassen. 
(2) Bei Kriegsgräbern werden keine Gebühren erhoben. 
 

§ 6  
Wird ein Antrag auf Benutzung des Friedhofes oder der Bestattungseinrichtung 
zurückgenommen, nachdem mit der Ausführung des Auftrages begonnen worden ist, so 
beträgt die Gebühr 50 % der in § 2 festgelegten Sätze. 
 

§ 7  
(1) Für die Einlegung eines Rechtsmittels gegen einen Gebührenbescheid gelten die 
Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung. 
(2) Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Verpflichtung zur Zahlung der Kosten 
nicht aufgeschoben. 
 

§ 8  
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
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Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebührensatzung vom 21.06.1982, geändert durch die 
1. Änderungssatzung vom 13.06.1988, die 2. Änderungssatzung vom 17.03.1994 und die 
3. Änderungssatzung vom 25.10.2000, außer Kraft. 
 
Brome, 23.03.2006 
 

Samtgemeinde Brome 
 
Bammel 
Samtgemeindebürgermeister 
 
BEKANNTMACHUNG 
 
der Samtgemeinde Brome 
 
Die am 18.10.2005 vom Rat der Samtgemeinde beschlossene 21. Änderung des 
Flächennutzungsplanes ist am 26.01.2006 dem Landkreis Gifhorn zur Genehmigung 
vorgelegt worden. 
 
Der Landkreis Gifhorn hat mit Verfügung vom 17.03.2006, Az.:61/6121-60/21, die 
Genehmigung gem. § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) erteilt.  
 
Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wird die Änderung des Flächennutzungsplanes bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Erläuterungsbericht liegen während der Sprechstunden der 
Verwaltung im Rathaus der Samtgemeinde zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich der 21. Änderung des Flächennutzungsplanes 
ergeben sich aus anliegender Übersichtskarte. 3 
 
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137) - in der zz. geltenden 
Fassung - eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs für 
die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem 
Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 

 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 
Abs. 2 §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder 
des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 
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3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
sowie ihrer Entwürfe nach § 2 a, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 
Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die 
Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig 
ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den 
Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten 
unvollständig ist; 
 

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht 
gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 

 
(2) Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137) - in der zz. geltenden 
Fassung - für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch unbeachtlich ist, wenn 

 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 

Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächen-

nutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 
 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 

(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
den Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der 
Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend 
gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 

 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren zur 

Behebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137) - in der zz. geltenden 
Fassung - unbeachtlich werden,  
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
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wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I 
S. 2141, 1998 I S. 137) - in der zz. geltenden Fassung - wird hiermit auf die 
Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die 
Rechtsfolgen hingewiesen. 
 
Die 21. Änderung des Flächennutzungsplanes wird mit dieser Bekanntmachung wirksam. 
 
Bammel 
Samtgemeindebürgermeister  (L. S.) 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 
des Flecken Brome für das Haushaltsjahr 2006 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat des Flecken 
Brome in seiner Sitzung am 05.04.2006 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2006 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 1.664.200 € 
   in der Ausgabe auf  1.753.200 € 
 
im Vermögenshaushalt  in der Einnahme auf  205.300 € 
   in der Ausgabe auf  205.300 € 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der im Haushalt 2006 vorgesehenen Verpflichtungsermächtigungen wird 
auf 165.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 620.000 € 
festgesetzt. 
 



ABL Nr. 5/2006 

161 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2006 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 350 v. H. 
  (Grundsteuer A) 
 
 b) für Grundstücke (Grundsteuer B)  350 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer  350 v. H. 
 
Brome, den 05.04.2006 
 

Flecken Brome 
 

Bannier 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
19.04.2006 – AZ: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 10.05. bis einschl. 18.05.2006 
während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Brome, den 24.04.2006 
 
Bannier 
Bürgermeister 
 

I. 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Ehra-Lessien für das Haushaltsjahr 2006 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Ehra-Lessien in der Sitzung am 15.03.2006 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2006 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf  1.044.000 € 
   in der Ausgabe auf  1.223.000 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf  217.000 € 
   in der Ausgabe auf  217.000 € 
 
festgesetzt. 
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§ 2 

 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 320.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2006 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 320 v. H. 
  (Grundsteuer A) 
 
 b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 310 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer  380 v. H. 
 
Ehra-Lessien, den 15.03.2006 
 

Gemeinde Ehra-Lessien 
 

 
Reissig 
Bürgermeisterin 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
18.04.2006 – AZ: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 10.05. bis einschl. 18.05.2006 
während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Ehra-Lessien, den 24.04.2006 
 
Reissig 
Bürgermeisterin 
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I. 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Parsau für das Haushaltsjahr 2006 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Parsau in seiner Sitzung am 22.03.2006 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2006 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 772.300 € 
   in der Ausgabe auf  933.300 € 
 
im Vermögenshaushalt  in der Einnahme auf  45.300 € 
   in der Ausgabe auf  45.300 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) 
werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 255.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2006 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 300 v. H. 
  (Grundsteuer A) 
 b) für Grundstücke (Grundsteuer B)  320 v. H. 
2. Gewerbesteuer   340 v. H. 
 
Parsau, den 22.03.2006 
 

Gemeinde Parsau 
 
Werthmann 
Bürgermeister 
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II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
04.04.2006 – AZ: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 02.05. bis einschl. 10.05.2006 
während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Parsau, den 10.04.2006 
 
Werthmann 
Bürgermeister 
 

I.  
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Rühen für das Haushaltsjahr 2006 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Rühen in seiner Sitzung am 24.03.2006 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2006 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf  2.152.800 € 
   in der Ausgabe auf 2.457.800 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf  749.100 € 
   in der Ausgabe auf 749.100 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 717.000 € 
festgesetzt. 
 



ABL Nr. 5/2006 

165 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2006 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 270 v. H. 
  (Grundsteuer A) 
 
 b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 350 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
Rühen, den 24.03.2006 
 

Gemeinde Rühen 
 
Peters 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
18.04.2006 – AZ: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 10.05. bis einschl. 18.05.2006 
während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Rühen, den 24.04.2006 
 
Peters 
Bürgermeister 
 

SATZUNG 
 
der Gemeinde Rühen über die Festlegung des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles im 
OT Rühen 

 
Aufgrund des § 6 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) vom 22.08.1996 i. V. m. 
§ 34 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27.08.1997 - beide Gesetze in den zurzeit gültigen Fassungen - hat der Rat der Gemeinde 
Rühen in seiner Sitzung am 24.03.2006 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Der Geltungsbereich dieser Satzung ist in dem anliegenden Plan im Maßstab 1 : 5.000 durch 
eine dicke schwarz gestrichelte Linie gekennzeichnet. Der Plan ist Bestandteil der Satzung. 4 
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§ 2 
Innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung gelten folgende Festsetzungen gemäß § 9 
Abs. 1 BauGB: 
 
1. Dorfgebiete § 5 BauNVO);  

Die Ausnahmen gem. § 5 Abs. 3 BauNVO werden nicht Bestandteil der Satzung. 
 
2. Innerhalb des Geltungsbereiches der Satzung ist die Errichtung von Einzel- und 

Doppelhäusern in zweiter Reihe als rückwärtige Bebauung mit maximal zwei 
Wohneinheiten in zweigeschossiger offener Bauweise zulässig.  

 
3. Die Mindestbauplatzgröße für neu zu bildende Baugrundstücke beträgt: 

a) bei Einzelhäusern 650 m²; 
b) bei Doppelhausbebauung je Doppelhaushälfte 375 m². 

 
§ 3 

Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Gifhorn entsprechend § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 

Entschädigung 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-Kraft-
Tretens dieser Satzung für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches bezeichneten 
Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindungen für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Rühen, den 12.04.2006 
 

Gemeinde Rühen 
 

Peters 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Gemeinde Obernholz für das Haushaltsjahr 2006 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde 
Obernholz in seiner Sitzung am 7. März 2006 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2006 beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   478.500 € 
    in der Ausgabe auf   478.500 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf     36.500 € 
    in der Ausgabe auf     36.500 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 90.000 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2006 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  360 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     360 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        360 v. H. 
 
Obernholz, 7. März 2006  
 
Rodewald     (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die nach § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
29.03.2006 – AZ: 10/1511-07 – erteilt worden. 
 



ABL Nr. 5/2006 

168 

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 02.05. bis einschl. 10.05.2006 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Obernholz, 07.04.2006 
 
Rodewald 
Bürgermeister 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 
der Gemeinde Calberlah 
 
Der Rat der Gemeinde hat am 24.03.2006 den Bebauungsplan „Gewerbegebiet“ als Satzung 
beschlossen (§ 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)). 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Gemeindebüro zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.5 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Baugesetzbuches für die 
Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1. die Vorschriften über die Beteiligung der Bürger und der Träger öffentlicher Belange nach 

§ 3 Abs. 2 und 3, §§ 4, 4 a, 13, 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 5 Satz 1 und § 35 Abs. 6 
Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften 
einzelne berührte Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, oder bei 
Anwendung des § 3 Abs. 2 Satz 2 die Angabe darüber, ob eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden soll, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 3 Abs. 3 Satz 3 oder § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung 
der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

2. die Vorschriften über die Begründung und die Satzung sowie ihrer Entwürfe nach § 2 a, 
§ 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung oder der Umweltbericht als Teil 
der Begründung der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; 

3. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 
erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 die Begründung in den für die Abwägung 
wesentlichen Beziehungen unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 a in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - für die 
Rechtswirksamkeit der Satzungen eine Verletzung der Vorschriften über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung auch unbeachtlich ist, wenn  
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1. eine vorgeschriebene Vorprüfung des Einzelfalls (§ 3 c und 3 e UVPG) nicht durchgeführt 
wurde und erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu besorgen gewesen 
wären oder  

2. bei der Vorprüfung des Einzelfalls (§ 3 c und 3 e UVPG) die Voraussetzung für die Pflicht 
zur Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung, dass das Vorhaben erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, nicht richtig beurteilt wurde.  

 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - für die 
Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 bis 4 
unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 2 

Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes aus dem 
Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 sich nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - für die 
Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan maßgebend ist. Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung und 
Behebung von Fehlern unbeachtlich werden, wenn sie nicht in Fällen der Nr. 1 innerhalb 
eines Jahres, in Fällen der Nr. 2 innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, 
der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.  
 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 a Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - Mängel 
der Satzung, die nicht nach den §§ 214 und 215 unbeachtlich sind und die durch ein 
ergänzendes Verfahren behoben werden können, nicht zur Nichtigkeit führen. Bis zur 
Behebung der Mängel entfaltet die Satzung keine Rechtswirkungen. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 a Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) - in der zz. geltenden Fassung - bei 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 bezeichneten Vorschriften oder sonstigen Verfahrens- oder 
Formfehlern nach Landesrecht die Satzung auch mit Rückwirkung erneut in Kraft gesetzt 
werden kann.  
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Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-Kraft-
Tretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindungen für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gese      (L. S.) 
Bürgermeister  
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Gemeinde Wasbüttel für das Haushaltsjahr 2006 
 
Aufgrund der §§ 40 und 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Wasbüttel in seiner Sitzung am 29.03.2006 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2006 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   831.200 € 
    in der Ausgabe auf   831.200 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf     95.300 € 
    in der Ausgabe auf     95.300 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
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§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 130.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2006 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuern 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 320 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)    320 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer       340 v. H. 
 
Wasbüttel, den 29.03.2006 
 
Lau      (L. S.) 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 02.05. bis einschl. 10.05.2006 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Wasbüttel, den 25.04.2006 
 
Lau 
Bürgermeister 
 

I. 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung 
 

der Samtgemeinde Meinersen für das Haushaltsjahr 2006 
 
Aufgrund des § 87 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Samtgemeinde Meinersen in der Sitzung am 29.03.2006 folgende 
1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 beschlossen: 
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§ 1 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 
 
  erhöht vermindert und damit der  
  um um Gesamtbetrag des  
   Haushaltsplans 
   einschl. der Nachträge 
   gegenüber nunmehr 
   bisher festgesetzt 
    auf 
 Euro Euro Euro Euro     
 
im Verwaltungshaushalt 
die Einnahmen   199.000 0 9.011.700 9.210.700 
die Ausgaben   228.000 0 9.623.000 9.851.900 
 
im Vermögenshaushalt 
 die Einnahmen 2.753.800 0 4.682.500 7.436.300 
 die Ausgaben 2.753.800 0 4.682.500 7.436.300 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in 
Höhe von 1.470.000 Euro um 2.115.000 Euro erhöht und damit auf 3.585.000 Euro neu 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite aufgenommen werden dürfen, wird gegenüber 
dem bisherigen Höchstbetrag nicht verändert. 
 

§ 5 
 
Die Hebesätze der Samtgemeindeumlage werden nicht geändert. 
 
Meinersen, 29.03.2006 
 

Samtgemeinde Meinersen 
 
Stubbe         Niebuhr 
Samtgemeindebürgermeister  (L. S.)   Samtgemeindedirektor 
 

II. 
 
Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die nach § 92 Abs. 2, § 94 Abs. 2 NGO und § 15 Abs. 6 des Nieders. Gesetzes über den 
Finanzausgleich (NFAG) erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
21.04.2006 - AZ: 10/1511-07 - erteilt worden. 
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Der Nachtragshaushaltsplan liegt gem. § 87 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO 
vom 02.05. bis einschl. 10.05.2006 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im 
Rathaus öffentlich aus. 
 
Meinersen, den 26.04.2006 
 
Niebuhr 
Samtgemeindedirektor 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 

der Gemeinde Meine 
 
Der Rat der Gemeinde Meine hat am 28.03.2006 den Bebauungsplan "Marsbruch II", 
3. teilw. Änderung, Ortsteil Meine, gem. § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Gemäß § 10 (3) des Baugesetzbuches wird der Beschluss des Bebauungsplanes bekannt 
gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung und der zusammenfassenden Erklärung liegen während 
der Sprechstunden der Verwaltung im Gemeindebüro zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.6 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften des Baugesetzbuches für die Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem 
Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, 

§ 4 Abs. 2, §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 
sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei 
Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger 
öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch 
unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne 
Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt 
haben, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 
3 Satz 4 oder des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach 
diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach § 2 a, § 3 

Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in 
Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in 
unwesentlichen Punkten unvollständig ist;  

                                                 
6
 abgedruckt auf Seite 191 dieses Amtsblattes 
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4. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde Meine auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) für die Rechtswirksamkeit der 
Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 bis 4 unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 

2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) für die Abwägung die Sach- und 
Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Satzung maßgebend ist. Mängel, 
die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der 
Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur 
erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind. 
 
Weiterhin wird darauf verwiesen, dass nach § 214 Abs. 4 BauGB die Satzung durch ein 
ergänzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden 
kann. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 - 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) die Verletzung von Vorschriften 
unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde Meine unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-Kraft-
Tretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
(BauGB) bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzung; Änderung oder Aufhebung einer 
zulässigen Nutzung) eingetreten sind. 
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Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Reinemann 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 

der Gemeinde Meine 
 
Der Rat der Gemeinde Meine hat am 08.12.2005 den Bebauungsplan "Niedersand II mit 
ÖBV", Ortsteil Wedesbüttel, gem. § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Gemäß § 10 (3) des Baugesetzbuches wird der Beschluss des Bebauungsplanes bekannt 
gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung und der zusammenfassenden Erklärung liegen während 
der Sprechstunden der Verwaltung im Gemeindebüro zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.7 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften des Baugesetzbuches für die Rechtswirksamkeit der Satzung nach diesem 
Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 
 

1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 
waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, 

§ 4 Abs. 2, §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 
sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei 
Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger 
öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch 
unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne 
Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt 
haben, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 
3 Satz 4 oder des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach 
diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

 

                                                 
7
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3. die Vorschriften über die Begründung der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach § 2 a, § 3 
Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in 
Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in 
unwesentlichen Punkten unvollständig ist;  

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht 

erteilt oder der mit der Bekanntmachung der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht 
erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde Meine auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) für die Rechtswirksamkeit der 
Bauleitpläne auch eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 bis 4 unbeachtlich ist, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplanes (§ 8  Abs. 

2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die  Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) für die Abwägung die Sach- und 
Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Satzung maßgebend ist. Mängel, 
die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der 
Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur 
erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind. 
 
Weiterhin wird darauf verwiesen, dass nach § 214 Abs. 4 BauGB die Satzung durch ein 
ergänzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden 
kann. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 - 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) die Verletzung von Vorschriften 
unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde Meine unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
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Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-Kraft-
Tretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
(BauGB) bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzung; Änderung oder Aufhebung einer 
zulässigen Nutzung) eingetreten sind. 
Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Reinemann 
Bürgermeister     (L. S.) 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Gemeinde Meine für das Haushaltsjahr 2006 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Meine in der Sitzung am 28. März 2006 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2006 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   5.421.200 € 
    in der Ausgabe auf   5.421.200 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf   1.741.200 € 
    in der Ausgabe auf   1.741.200 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 200.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 800.000 € 
festgesetzt. 
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§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2006 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  380 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     400 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        360 v. H. 
 
Meine, den 28. März 2006  
 
Reinemann 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 02.05. bis einschl. 10.05.2006 
während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Meine, den 26.04.2006 
 
Reinemann 
Bürgermeister 
 
BEKANNTMACHUNG 
 
der Gemeinde Schwülper 
 
Der Rat der Gemeinde hat am 12.12.2005 den Bebauungsplan „Bornheide III“ mit ÖBV im 
Ortsteil Groß Schwülper als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)). 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Begründung liegen während der Sprechstunden der Verwaltung im 
Gemeindebüro zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Übersichtskarte.8 
 
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137) - in der zz. geltenden 
Fassung - eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs für 
die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem 
Gesetzbuch nur beachtlich ist, wenn 

 

                                                 
8 abgedruckt auf Seite 193 dieses Amtsblattes 
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1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt 
waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend 
ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 
Abs. 2 §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder 
des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 
 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
sowie ihrer Entwürfe nach § 2 a, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 
Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die 
Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig 
ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den 
Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten 
unvollständig ist; 
 

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht 
gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 

 
(2) Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 2 BauGB in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137) - in der zz. geltenden 
Fassung - für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne auch unbeachtlich ist, wenn 

 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 

Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist; 
 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 

(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
den Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der 
Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend 
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gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 

 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren zur 

Behebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137) - in der zz. geltenden 
Fassung - die Verletzung von Vorschriften unbeachtlich werden, 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I 
S. 2141, 1998 I S. 137) - in der zz. geltenden Fassung - wird hiermit auf die 
Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die 
Rechtsfolgen hingewiesen. 
 
Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-Kraft-
Tretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches 
bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten; Bindungen für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 
Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 
gemacht wird. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 

Gemeinde Schwülper 
 
Der Bürgermeister    (L. S.) 
In Vertretung 
Köther 
 

I. 
 

Haushaltssatzung  
 

der Gemeinde Vordorf für das Haushaltsjahr 2006 
 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der Rat der 
Gemeinde Vordorf in seiner Sitzung am 29. März 2006 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2006 beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf   1.632.400 € 
    in der Ausgabe auf   1.632.400 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf      224.400 € 
    in der Ausgabe auf      224.400 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2006 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 250.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2006 wie 
folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  370 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)     370 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer        370 v. H. 
 
Vordorf, den 29. März 2006  
 
Hintze 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 02.05. bis einschl. 10.05.2006 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus. 
 
Vordorf, den 27.04.2006 
 
Hintze 
Bürgermeister 
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B E K A N N T M A C H U N G 

 
Die am 19.12.2005 vom Rat der Samtgemeinde Wesendorf beschlossene 18. Änderung des 
Flächennutzungsplanes ist dem Landkreis Gifhorn zur Genehmigung vorgelegt worden. Der 
Landkreis Gifhorn hat mit Verfügung vom 05.04.2006, Az. 61/6121-02/90, die Genehmigung 
gemäß § 6 Baugesetzbuch (BauGB) erteilt. 
 
Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wird die Änderung des Flächennutzungsplanes bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen mit Erläuterungsbericht liegen während der Sprechstunden der 
Samtgemeindeverwaltung im Rathaus während der Sprechzeiten 
 
 Montag, Dienstag und Freitag von   8.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie 
 
 Donnerstag    von   8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 
      von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
 
zur Einsicht aus. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich der 18. Änderung des Flächennutzungsplanes 
ergeben sich aus anliegender Übersichtskarte. 9 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 214 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften für die Rechtswirksamkeit des 
Flächennutzungsplanes nach dem BauGB nur beachtlich ist, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Samtgemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht 
zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und 
auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 

Abs. 2, §§ 4 a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie 
§ 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder 
des § 13 die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans sowie ihrer Entwürfe 

nach §§ 2 a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 
10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplans oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist 
eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die 
Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 

                                                 
9
 abgedruckt auf Seite 194 dieses Amtsblattes 
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4. ein Beschluss der Samtgemeinde über den Flächennutzungsplan nicht gefasst, eine 
Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten 
unvollständig ist, hat die Samtgemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
Der Flächennutzungsplan kann durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung von Fehlern 
auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414) unbeachtlich ist, wenn 
 
- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften oder 
 
- beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges nach § 214 Abs. 3 Satz 2  
 
nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes schriftlich 
gegenüber der Samtgemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Die 18. Änderung des Flächennutzungsplanes wird mit dieser Bekanntmachung wirksam. 
 
Penshorn 
Samtgemeindebürgermeister  
 
C. BEKANNTMACHUNGEN DER ZWECKVERBÄNDE 
 
- - - 
 
D. SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 
 

4. Änderung der Friedhofsgebührenordnung 
für den Friedhof der Ev.-luth. Katharinen Kirchengemeinde Knesebeck in Knesebeck 

 
Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe 
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (KABl. 1974 S. 1) und § 25 der 
Friedhofsordnung für den Friedhof der Ev.-luth. Katharinen Kirchengemeinde Knesebeck hat 
der Kirchenvorstand am 01.03.2006 folgende 1. Änderung der Friedhofsgebührenordnung 
vom 04.12.2003 beschlossen. 
 

§ 1 
 
§ 6 Nr. 8 wird wie folgt neu gefasst: 
 
“Zusätzliche Beisetzung einer Urne in einer Grabstätte gemäß § 11 Abs. 5 der 
Friedhofsordnung: 
 
Bei einer Beisetzung in einer einstelligen oder mehrstelligen Grabstätte bzw.  
Urnengrabstätte eine Gebühr von              300,-- €  
 
sowie eine Gebühr für alle Grabstelle(n) der Grabstätte zur Anpassung  
an die neue Ruhezeit für jedes Jahr der Verlängerung  - je Grabstelle -  
gemäß 1 b) oder gemäß 2 b).”            
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§ 2 

 
Die vorstehende Änderung der Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am 
Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Knesebeck, den 01.03.2006 
 

Der Kirchenvorstand 
 
gez. Vom Brocke, Pn.       gez. E. Schulze 
Vorsitzende        Stellv. Vorsitzender 
 
Die vorstehende Änderung der Friedhofsgebührenordnung wird hiermit kirchenaufsichtlich 
genehmigt. 
 
Wittingen, den 06.04.2006 
 

Der Kirchenkreisvorstand 
 
gez. M. Berndt, Sup.        gez. Vom Brocke, Pn. 
Vorsitzender        Stellv. Vorsitzende 
 
Die Verbandsversammlung des Beregnungsverbandes Tiddische hat am 16.01.2006 die 
Änderung des § 14 Abs. 1 seiner Satzung vom 06.09.1995 beschlossen. 
 
§ 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
„(1) Der Verbandsvorsteher beruft die Verbandsversammlung mindestens alle 2 Jahre, 
 bei Bedarf häufiger, ein. Die Sitzung ist nicht öffentlich.“ 
 
Die Änderung der Satzung tritt am Tage der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises 
Gifhorn in Kraft. 
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